
DKP weist Weg im Kampf 
für Frieden und Arbeit

Von Hermann Gautier,
stellvertretender Vorsitzender der DKP

Die Eröffnung des 7. Parteitages 
der DKP, der vom 6.-8. Januar 
1984 in Nürnberg stattfand, fiel 
fast genau mit dem Tag zusam
men, da vor 65 Jahren die Kom
munistische Partei Deutschlands 
gegründet wurde. Mit Stolz kön
nen wir sagen: In unserem
Kampf leben die Ideen von Karl 
Liebknecht, Rosa Luxemburg und 
Ernst Thälmann. In unserem 
Kampf lebt das Vermächtnis des

Auch wenn die Sprecher von 
CDU/CSU und FDP vehement 
bestreiten, daß sich mit der Rake
tenstationierung etwas verändert 
habe, und behaupten, alles gehe 
weiter wie in den 70er Jahren, so 
ist doch nach der Raketenstatio
nierung nichts mehr so wie vor
her.
Die Auslassungen der Regieren
den sind Volksbetrug. Sie sind 
auf Beruhigung und Einschläfe
rung der Öffentlichkeit gerichtet. 
In Bonn spekuliert man darauf, 
daß das Volk der Bundesrepublik 
es nicht bemerkt, wie die Regie
rung um jeden Preis die amerika
nischen atomaren Kriegsvorbe
reitungen unterstützt.
Das Charakteristische der neuen 
Lage ist, daß die Reagan-Admini
stration mit Billigung der Bundes
regierung unser Land in eine ato
mare Startrampe der USA ver
wandelt hat. Jetzt sind die neuen 
Atomraketen in unserem Land 
einsatzbereit in Stellung ge
bracht. Damit ist die Gefahr ge
wachsen, daß von deutschem 
Boden erneut ein Krieg ausgeht.

antifaschistischen Widerstandes. 
Die DKP handelt getreu dem 
Grundsatz: Von deutschem Bo
den darf nie wieder Krieg ausge
hen! Der 7. Parteitag warein wich
tiger und richtungweisender Kon
greß. Er hat die Fragen beantwor
tet, die sich aus der veränderten 
Lage ergeben. Er hat neue Per
spektiven für den Kampf um Frie
den, Arbeit und demokratische 
Mitentscheidung abgesteckt.

der verheerende Folgen für die 
Existenz unseres Landes und der 
Menschheit hätte.
Die Politik der DKP ist vor allem 
darauf gerichtet, ein atomares In
ferno zu verhindern. Die Kriegs
gefahr, so haben wir unterstri
chen, geht in der Hauptsache 
vom US-lmperialismus, von der 
Reagan-Administration aus, die 
einen Kurs des „antikommunisti
schen Kreuzzuges", der „Ent
hauptung der Sowjetunion" steu
ern und alle konstruktiven Vor
schläge der Sowjetunion und der 
anderen sozialistischen Staaten 
für die Vermeidung einer neuen 
Wettrüstungsrunde in den Wind 
geschlagen haben.
Neue Anstrengungen sind not
wendig, um den Friedenskampf 
zu verstärken. Aber es sind auch 
neue Möglichkeiten vorhanden, 
die Friedensbewegung noch fe
ster mit der Arbeiterbewegung 
zu verbinden, noch tiefer im Volk 
unseres Landes zu verankern. 
Sicherheitspolitik muß nach Auf
fassung der DKP Kriegsverhü
tungspolitik sein, aktive Abrü

stungspolitik im nuklearen und 
konventionellen Bereich. Die 
wichtigste Forderung einer reali
stischen, nationalen Sicherheits
politik ist der Kampf für den 
Stopp jeder weiteren Stationie
rung von neuen US-amerikani
schen Mittelstreckenraketen auf 
dem Territorium der Bundesrepu
blik und für den Abbau der be
reits stationierten atomaren An
griffssysteme. Als atomare Ab
schußrampe hat unser Land 
keine Zukunft, sondern nur als 
atomwaffenfreies Land.
Die Bundesrepublik muß sich da
für einsetzen, daß zwischen den 
Staaten des Warschauer Vertra
ges und der NATO ein Vertrag 
über den Verzicht auf die Anwen
dung militärischer Gewalt, auf 
den Ersteinsatz von Kernwaffen 
und konventionellen Waffen ab
geschlossen wird, daß unser 
Land frei von chemischen Waf
fen und Giftgasbeständen wird. 
Die Bundesrepublik muß eintre- 
ten für ein sofortiges Einfrieren 
des derzeitigen Rüstungsstan
des, für die Einhaltung der mit 
den sozialistischen Ländern ge
schlossenen Verträge und gegen 
jede Unterstützung reaktionärer 
Regimes.
Diejenigen, die in Frieden leben 
wollen, müssen wissen, wer den 
Frieden bedroht und wer die 
Atomkriegsgefahren bannen will. 
Ihnen muß klar sein, wer für die 
neue Runde des Wettrüstens, für 
die gefährliche Weltlage verant
wortlich ist. Deshalb kämpft die 
DKP mit Leidenschaft gegen die 
von Regierungspolitikern und 
den großbürgerlichen Massen-
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